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Die Tageszeitung der

I M P R E S S U M

Parlamentswahlen in der Schweiz Laut den jüngsten Prognosen können die Grünen bei der Wahl
zum neuen Schweizer Parlament am morgigen Sonntag mit Stim-
mengewinnen rechnen. Dadurch wächst ihnen vielleicht schon in
diesem Jahr ein Anspruch auf eine Regierungsbeteiligung zu.

Ein Parlament mit
zwei Kammern
Das Schweizer Parlament besteht aus
dem Nationalrat mit 200 und dem
Ständerat, der Vertretung der Kantone,
mit 46 Mitgliedern. Beide Kammern
treten viermal pro Jahr für drei Wochen
zusammen, Parlamentarier in der
Schweiz sind keine Vollzeitpolitiker.

Die 200 Sitze im Nationalrat wer-
den nach der Einwohnerzahl auf die
Kantone verteilt. Zürich mit mehr als
einer Million Einwohner ist mit 35
Nationalräten in Bern vertreten, der
Kanton Uri mit einem (Basel-Stadt 5,
Basel-Land 7, Aargau 16). Stärkste Par-
tei im Nationalrat ist die nationalkon-
servative SVP mit 68 Sitzen, es folgen
Sozialdemokraten (43), FDP (33) Christ-
demokraten (30), Grüne (12) und Grün-
liberale (7) sowie die Bürgerlich-De-
mokratische Partei (7).

Die 46 Sitze des Ständerates ver-
teilen sich auf die 26 Kantone, wobei
die 20 Vollkantone unabhängig von
ihrer Größe je zwei Ständeräte direkt
wählen, die sechs Halbkantone wie
Basel-Stadt und Basel-Land stellen je-
weils nur einen. Im ersten Wahlgang
ist die absolute, in der Stichwahl (Ende
November) die einfache Mehrheit er-
forderlich. Das führt dazu, dass die SVP
lediglich sechs Ständeräte stellt.
Der Regierung (Bundesrat) gehören
sieben Minister aus den vier großen
Parteien und den drei Landesteilen an.
Die Verteilung erfolgte seit 1959 un-
abhängig vom Wahlergebnis nach der
„Zauberformel“: je zwei Sitze für SPS,
CVP, FDP und einen für die SVP. 2003
musste die CVP einen Sitz an die SVP
abtreten. In diesem Jahr könnte es dazu
kommen, dass die Grünen mit Unter-
stützung der Grünliberalen einen Bun-
desratssitz beanspruchen. Der Bun-
desrat wird vom Parlament gewählt.

fs

H I N T E R G R U N D

„Die SVP kann durchaus Kompromisse eingehen“
B Z - I N T E R V I E W mit dem Politikwissenschaftler Andreas Ladner über den gebremsten Höhenflug der SVP und die Parallelen zur AfD

In den Parlamentswahlen zwischen
1995 und 2015 hat die Schweizerische
Volkspartei (SVP) ihren Stimmenanteil
von 14,9 Prozent auf 29,4 Prozent ver-
doppelt und über Jahre die politische
Agenda bestimmt. Zuletzt blieben die
Erfolge aus. Franz Schmider sprach dar-
über mit dem Parteienforscher Andreas
Ladner von der Universität Lausanne.

BZ: Herr Ladner, die Umfragen zeigen,
dass die erfolgsverwöhnte SVP mit Stim-
menverlusten rechnen muss. Hat die Par-
tei ihren Zenit überschritten?
Andreas Ladner: Die Prognosen sehen
sie noch immer auf einem sehr hohen
Niveau. Aber ja, man kann wohl davon
ausgehen, dass das Ergebnis, das die SVP
vor vier Jahren erreicht hat, das Maß der
Dinge ist.
BZ: Die SVP hat ja auch einige Abstim-
mungen verloren. Auch das deutet doch
eher darauf hin, dass sie ihr Potenzial aus-
geschöpft hat.
Ladner: 30 Prozent sind in der Schweiz
sehr viel. Ein Teil dieser Wähler sind der

SVP nicht auf Lebzeiten treu. Unter den
30 Prozent sind nach wie vor viele Pro-
testwähler, die sich mit der Art, wie die
anderen Parteien mit gewissen Themen
umgehen, einfach nicht anfreunden kön-
nen. Aber mit 30 Prozent gewinnt man
keine Abstimmung, man braucht immer
auch die richtigen Themen und die Unter-
stützung aus anderen Parteien, um über
50 Prozent zu kommen.
BZ: Welche Faktoren haben denn den

Aufstieg der SVP ermöglicht?
Ladner: Sicher der abgelehnte EWR-Bei-
tritt und das Verhältnis zu Europa, das war
sehr wichtig. Und dann die Frage der
Asylsuchenden und die Zuwanderung,
die ja in der Schweiz im Verhältnis zur
Einwohnerzahl viel stärker ist als in ande-
ren europäischen Ländern. Weiter hat die
SVP die Themen der Gewalt und inneren
Sicherheit, den Missbrauch des Sozialwe-
sens und viele Errungenschaften der
68er-Bewegung für ihre Zwecke erfolg-
reich bewirtschaftet.
BZ: Aber die Schweiz lebt in Wohlstand,
die Zahl der Abgehängten ist doch gering.
Ladner: Es sind auch nicht nur die Abge-
hängten, die SVP wählen. In dem Sinne
ist die SVP auch keine rechte populisti-
sche Protestpartei, die die Unzufriedenen
sammelt. Es sind mehrheitlich Leute, die
stark in der Gesellschaft verankert sind.
BZ: Die AfD betont immer, die SVP sei ihr
großes Vorbild.
Ladner: Die SVP ist aus einer traditionel-
len Partei heraus gewachsen. Diese Partei
war stark agrarisch, gewerblich, ländlich

orientiert. Sie hat eine klare Ausrichtung.
Sie ist zum Beispiel nicht gegen das politi-
sche System der Schweiz, sie beklagt aber,
dass die politischen Eliten gewisse The-
men nicht oder nicht in der gewünschten
Form aufgreifen. Die SVP steht für die
konservative Schweiz, die auf ihre Unab-
hängigkeit und Souveränität pocht. Sonst
ist sie eher bürgerlich, sie arbeitet mit den
anderen bürgerlichen Parteien zusam-
men. Sie sieht sich daher auch nicht ger-
ne in einem Lager mit der AfD oder der
FPÖ in Österreich. Sie ist ja auch bereit,
Verantwortung zu übernehmen, und hat
viele Mandatsträger in den Kantonen und
Gemeinden. Sie kann zudem durchaus
Kompromisse eingehen. Es geht nicht um
Machtübernahme. Denn im System der
Schweiz muss man nicht an die Regierung
kommen, man muss die Politik beeinflus-
sen können.
–
Andreas Ladner, 61, lehrt an der Univer-
sität Lausanne Politik und leitet verschiedene
Projekte des Schweizerischen Nationalfonds
zur Parteienforschung.

Bern erwartet
eine grüne Welle
Themen des Wahlkampfs spielen den Ökoparteien in die Hände

Von Franz Schmider

Ein Ergebnis der Parlamentswahl in der
Schweiz glaubt der Bundeskanzler bereits
zu kennen: „Das Parlament dürfte wohl
weiter männlich dominiert werden“, sagte
Walter Turnherr unlängst in Bern, „aber
die Dominanz dürfte zurückgehen.“ Der
Chef der Bundesverwaltung, zuständig
unter anderem für den korrekten Ablauf
der Wahlen am Sonntag, ist zu Neutralität
verpflichtet und verbindet mit seiner Aus-
sage keine politische Wertung. Er liest nur
die Zahlen: 40 Prozent der 4652 Bewer-
bungen um einen Sitz im Nationalrat stam-
men von Frauen, so viele wie noch nie in
einem Land, das Frauen erst seit 1971 das
Stimmrecht gewährt.

Turnherrs Prognose entspricht aber
auch einem inhaltlichen politischen Trend,
und der geht in Richtung grün. Und bei den
Grünen beträgt der Frauenanteil mehr als
50 Prozent. Liegen nicht alle Umfragen
gänzlich daneben, dann kommt die Grüne
Partei Schweiz (GPS) auf mehr als zehn
Prozent der Stimmen und schickt sich gar
an, der Christdemokrati-
schen Volkspartei (CVP) den
vierten Platz streitig zu ma-
chen. Daneben tritt mit den
Grünliberalen (GLP) eine
weitere ökologisch orientier-
te Partei an, auch sie dürfte
deutlich zulegen und könnte
bis zu 7 Prozent erreichen.
Dagegen verliert die erfolgs-
verwöhnte Schweizerische
Volkspartei (SVP) an Zustim-
mung, die Sozialdemokraten bleiben stabil
bei etwa 18,5 Prozent.

Zu dieser Verschiebung geführt hat die
Konjunktur der Themen, Gleichberechti-
gung ist eines davon. Im Sommer erinnerte
ein breites Bündnis von Verbänden und Or-
ganisationen mit einem nationalen Frauen-
streiktag an die nach wie vor bestehenden
Defizite bei der Gleichstellung von Män-
nern und Frauen. Die zeigen sich im Parla-
ment, wo Frauen mit 32 Prozent nach wie
vor unterrepräsentiert sind. Sie zeigen sich
in der Besetzung von Spitzenpositionen in
der Wirtschaft, in der Bezahlung und nicht
zuletzt hinke die Schweiz familienpolitisch

hinter Europa her. Zum Beispiel haben jun-
ge Väter Anspruch auf nur einen freien Tag
nach der Geburt.

Immerhin: Im Wahlkampf wurde über
diese Themen diskutiert, und dabei wur-
den auch Trennlinien sichtbar. Die Forde-
rung nach einer Elternzeit von vier Wo-
chen für Väter, wie sie eine Volksinitiative
erhebt, nannte etwa der Publizist und SVP-
Wortführer Roger Köppel in einer Fernseh-
debatte einen Beweis dafür, dass die
Schweiz „wohlstandsverblendet“ sei. Köp-
pel gehen die zwei Wochen Elternzeit für
Väter, die das Parlament gerade erst be-
schlossen hat, zu weit. Nach dem Be-
schluss des Parlaments zog die Initiative
ihren Vorstoß zurück.

Und dann drängte zunehmend der Kli-
mawandel als Thema in den Wahlkampf.
Gerade in der Schweiz sind die Verände-
rungen durch die Erderwärmung beson-
ders deutlich spür- und erfahrbar, vor allem
an den abschmelzenden Alpengletschern,
den drohenden Engpässen bei der Trink-
wasserversorgung, aber auch den Proble-
mendesWintertourismusunddemAuftau-
en des Permafrostes. Inzwischen hat die

SVP, die die Verantwortung des
Menschen für den Klimawandel
lange Zeit geleugnet hat, diese
Position geräumt – wenngleich
Köppel vom Klimawandel als
einer „massenpsychologischen
Irreführung“ spricht. Seine Par-
tei will der Erderwärmung aber
nicht durch Lenkungsabgaben,
wie sie gerade erst vom Parla-
ment beschlossen wurden, be-
gegnen, sondern setzt auf tech-

nische Lösungen. Die FDP droht an dem
Thema zu zerbrechen, die Basis ist gespal-
ten. Lange hatte die Parteispitze eine Posi-
tionierung vermieden, seitdem der Klima-
schutz auf der Agenda weiter nach vorne
gerückt wurde, gibt es heftige Kritik vom
wirtschaftsliberalen Teil der Partei.

In einem ähnlichen Zwiespalt stecken
die Sozialdemokraten in der Europafrage.
Sie lehnen wie die national-konservative
SVP das mit Brüssel ausgehandelte Rah-
menabkommen ab, allerdings nicht aus all-
gemeiner EU-Ablehnung, sondern weil sie
gemeinsam mit den Gewerkschaften die
hohen Schweizer Löhne verteidigen. Zu-

letzt warf auch die Grünen-Vorsitzende Re-
gula Rytz der Regierung vor, sie habe „den
Lohnschutz geopfert“, weshalb das Ab-
kommen so nicht unterzeichnet werden
könne. Das Verhältnis zur EU dürfte eines
der zentralen Themen der kommenden Le-
gislaturperiode werden. Schon im kom-
menden Jahr wird über eine Volksinitiative
abgestimmt. Wahlberechtigt sind rund 5,5
Millionen Schweizerinnen und Schweizer,
die Wahlbeteiligung liegt seit 40 Jahren
stets unter 50 Prozent. Die gesunkene
Wahlbeteiligung korrespondiert mit einer

Zunahme bei der Zahl der Referenden und
Volksinitiativen, die als politisches Korrek-
tivinstrument betrachtet werden.

Als einziges Mitgliedsland des Europara-
tes hat die Schweiz kein Gesetz zur Par-
teienfinanzierung und auch keine Transpa-
renzregeln, was zum Beispiel Spendengel-
der angeht. Das Schweizer Fernsehen hat
die Parteien gebeten, die Aufwendungen
für den Wahlkampf zu beziffern. Die SVP,
die Partei mit den mutmaßlich größten Fi-
nanzmitteln, verweigerte als Einzige die
Auskunft.

Andreas Ladner

Im Saal des Nationalrates im Berner Bundeshaus ist Platz für 200
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–
Die Beteiligung
an Wahlen ist
gering – die
Bürger können
direkt eingreifen
–


